
% Gesetzblatt Teil I Nr. 61 — Ausgabetag: 19. September 1990 1505

2. Erteilung, Erlöschen, Rücknahme und Widerruf 
der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft

§ 6

Antrag auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft

(1) Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft wird auf Antrag 
erteilt.

(2) Ein Antrag darf nur aus den in diesem Gesetz bezeich- 
neten Gründen abgelehnt werden.

§7
Versagung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft

Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ist zu versagen, 
wenn
1. der Bewerber wegen einer vorsätzlichen Straftat rechts­

kräftig verurteilt ist und sich daraus die mangelnde 
Eignung zur Berufsausübung ergibt,

2. der Bewerber sich eines Verhaltens schuldig gemacht hat, 
das ihn unwürdig erscheinen läßt, den Beruf eines 
Rechtsanwalts auszuüben,

3. der Bewerber eine Tätigkeit ausübt, die mit dem Beruf 
eines Rechtsanwalts oder mit dem Ansehen der Rechts­
anwaltschaft nicht vereinbar ist,

4. der Bewerber durch rechtskräftige Entscheidung aus der 
Rechtsanwaltschaft ausgeschlossen ist und seit Rechts­
kraft dieser Entscheidung noch nicht 8 Jahre vergangen 
sind,

5. der Rechtsanwalt wegen Schwäche seiner geistigen Kräfte 
oder wegen einer Sucht nicht nur vorübergehend unfähig 
ist, den Beruf eines Rechtsanwalts ordnungsgemäß aus­
zuüben,

6. der Bewerber Richter, Beamter, Angehöriger des öffent­
lichen Dienstes, Berufssoldat oder Soldat auf Zeit ist, es 
sei denn, daß er die ihm übertragenen Aufgaben ehren­
amtlich wahrnimmt,

7. der Bewerber sich im Vermögensverfall befindet oder
8. wenn der Bewerber infolge gerichtlicher Anordnung in 

der Verfügung über sein Vermögen beschränkt ist.

§ 8
Entscheidung über den Antrag

(1) Über den Antrag auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
entscheidet die Landesjustizverwaltung.

(2) Vor der Entscheidung holt die Landesjustizverwaltung 
von dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer, in deren 
Bereich der Bewerber zugelassen werden will, ein Gutachten 
ein. In dem Gutachten soll zu allen Versagungsgründen, die in 
der Person des Bewerbers vorliegen können, gleichzeitig 
Stellung genommen werden.

(3) Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer soll das Gut­
achten unverzüglich erstatten. Kann er das Gutachten nicht 
innerhalb von zwei Monaten vorlegen, so hat er der Landes­
justizverwaltung die Hinderungsgründe rechtzeitig mitzu­
teilen.

(4) Die Landesjustizverwaltung kann annehmen, daß der 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer Versagungsgründe nicht 
vorzubringen habe, wenn er innerhalb von zwei Monaten 
weder das Gutachten erstattet noch Hinderungsgründe mit­
geteilt hat.

§9
Ärztliches Gutachten im Zulassungsverfahren

(1) Wenn es zur Entscheidung über den Versagungsgrund 
des § 7 Ziffer 5 erforderlich ist, gibt die Landesjustizverwal­
tung dem Bewerber auf, innerhalb einer von ihr zu bestim­
menden angemessenen Frist das Gutachten eines von ihr 
bestimmten Arztes über seinen Gesundheitszustand vorzu­
legen. Das Gutachten muß auf einer Untersuchung und, wenn 
dies ein Amtsarzt auch für notwendig hält, auch auf einer

klinischen Beobachtung des Bewerbers beruhen. Die Kosten 
des Gutachtens hat der Bewerber zu tragen.

(2) Verfügungen nach Absatz 1 sind mit Gründen zu ver­
sehen und dem Bewerber zuzustellen. Gegen sie kann der 
Bewerber innerhalb eines Monats nach der Zustellung beim 
Berufsgerichtshof für Rechtsanwaltsachen Antrag auf gericht­
liche Entscheidung stellen. Zuständig ist der Berufsgerichts­
hof für Rechtsanwaltsachen beim Bezirksgericht am Sitz der 
Rechtsanwaltskammer, in deren Bereich der Bewerber zuge­
lassen werden will.

(3) Kommt der Bewerber ohne zureichenden Grund der 
Anordnung der Landesjustizverwaltung nicht nach, gilt der 
Antrag auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft als zurückge­
nommen.

§10
Ablehnendes Gutachten der Rechtsanwaltskammer 

in bestimmten Fällen

(1) Erstattet der Vorstand der Rechtsanwaltskammer das 
Gutachten dahin, daß bei dem Bewerber ein Grund vorliege, 
aus dem die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft nach § 7 zu 
versagen sei, so setzt die Landesjustizverwaltung die Ent­
scheidung über den Antrag auf Zulassung zur Rechtsanwalt­
schaft aus und stellt dem Bewerber eine beglaubigte Abschrift 
des Gutachtens zu. Die Landesjustizverwaltung kann jedoch 
über den Antrag entscheiden, wenn er bereits aus einem nicht 
in § 7 angeführten Grund abzulehnen ist.

(2) Der Bewerber kann innerhalb eines Monats nach der 
Zustellung des Gutachtens bei dem Berufsgerichtshof für 
Rechtsanwaltsachen den Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
stellen. Zuständig ist der Berufsgerichtshof für Rechtsanwalt­
sachen beim Bezirksgericht am Sitz der Rechtsanwalts­
kammer, in deren Bereich der Bewerber als Rechtsanwalt 
zugelassen werden will.

(3) Stellt der Bewerber den Antrag auf gerichtliche Ent­
scheidung nicht, so gilt sein Antrag auf Zulassung zur Rechts­
anwaltschaft als zurückgenommen.

(4) Stellt das Gericht auf einen Antrag nach Absatz 2 rechts­
kräftig fest, daß der von dem Vorstand der Rechtsanwalts­
kammer angeführte Versagungsgrund nicht vorliegt, so hat 
die Landesjustizverwaltung über den Antrag auf Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft unter Beachtung der Rechtsauffassung 
des Gerichts zu entscheiden. Stellt das Gericht fest, daß der 
von dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer angeführte 
Versagungsgrund vorliegt, so gilt der Antrag auf Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft als abgelehnt, sobald die Entscheidung 
die Rechtskraft erlangt hat.

§11
Aussetzung des Zulassungsverfahrens

(1) Die Entscheidung über den Antrag auf Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft kann ausgesetzt werden, wenn gegen den 
Bewerber wegen des Verdachts einer Straftat ein Ermitt­
lungsverfahren oder ein strafgerichtliches Verfahren schwebt.

(2) Uber den Antrag auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
ist jedoch zu entscheiden, wenn er bereits unbeschadet des 
Ergebnisses des Ermittlungsverfahrens oder des Ausganges 
des strafgerichtlichen Verfahrens abzulehnen ist.

§ 12

Antrag gegen einen ablehnenden Bescheid 
der Landesjustizverwaltung

(1) Der Bescheid, durch den die Landesjustizverwaltung die 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft versagt, ist mit Gründen 
zu versehen. Er ist dem Bewerber zuzustellen.

(2) Gegen einen ablehnenden Bescheid kann der Bewerber 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung bei dem Berufs­
gerichtshof für Rechtsanwaltsachen den Antrag auf gericht­
liche Entscheidung stellen. Zuständig ist der Berufsgerichts-


